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Änderungsantrag zu EP­S­01

Von Zeile 395 bis 398 einfügen:
internationale Abrüstungs- und Rüstungskontrollregime eintritt. Weiterhin sollte sie sich für eine
präventive völkerrechtliche Ächtung tödlicher autonomer Waffensysteme einsetzen. Außerdem muss die
EU zur atomaren Abrüstung beitragen, ihre Mitglieder zur Unterzeichnung des UN-Vertrags zum Verbot von
Atomwaffen (TPNW) auffordern und sowohl im Innern durch den Einsatz für ein atomwaffenfreies Europa
als auch international.

Begründung

Im Einklang mit den aktuellen Bemühungen auf UN-Ebene ist es wichtig deutlich zu machen, dass es um die
Ächtung tödlicher autonomer Waffensysteme (LAWS) geht. Der Verbotsvertrag von Atomwaffen ist das neue und
zentrale Element in der Debatte um nukleare Abrüstung. Wir müssen alles in unserer Macht Stehende tun, um
diesen Prozess weiter zu unterstützen, auch auf EU-Ebene.
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